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271 Verordnung 


zur Ordnung der Arbeit in öffentlichen Verwaltungen und Betrieben. 
Vom 18. Oktober 1935. 


Auf Grund des § 1 Ziff. 23, 72 bis 74, 77 79, des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not 
von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und auf Grund von $ 63 des Arbeits⸗ 
ordnungsgeſetzes vom 8. Mai 1934 (G. Bl. S. 303) in den Faſſungen vom 4. Juni 1934 (G. Bl. 
S. 447, 471) und vom 18. Dezember 1934 (G. Bl. S. 843) wird folgendes mit Geſetzeskraft ver⸗ 
ordnet: 

8 1 

(1) Offentliche Verwaltungen und Betriebe im Sinne dieſer Verordnung (die nachfolgend „Ar⸗ 
beitsordnungsgeſetz in öffentlichen Verwaltungen und Betrieben“ genannt wird) und im Sinne des $ 63 
des Arbeitsordnungsgeſetzes ſind die Verwaltungen und Betriebe des Staates, der Gemeinden (Ge— 
meindeverbände), der Körperſchaften, Stiftungen und Anſtalten des öffentlichen Rechts ſowie der Bank 
von Danzig. Ausgenommen ſind die Verwaltungen und Betriebe des Ausſchuſſes für den Hafen und 
die Waſſerwege von Danzig ſowie des Unternehmens „Polniſche Staatsbahnen in Danzig“. 

(2) In Zweifelsfällen beſtimmt der Senat, welche Verwaltungen und Betriebe zu den öffentlichen 
Verwaltungen und Betrieben im Sinne des Abſ. 1 gehören. 
(3) Der Senat kann andere Verwaltungen und Betriebe den im Abſ. 1 bezeichneten öffent⸗ 
lichen Verwaltungen und Betrieben gleichſtellen. 
8 2 

(1) Der Führer einer öffentlichen Verwaltung oder eines öffentlichen Betriebes entſcheidet gegenüber 
den in ihnen beſchäftigten Arbeitern und Angeſtelltten als der Gefolgſchaft in allen Angelegenheiten, 
die durch dieſes Geſetz geregelt werden. § 3 des Arbeitsordnungsgeſetzes findet entſprechende Anwendung. 

(2) Der Führer hat für das Wohl der Beſchäftigten zu ſorgen. Dieſe haben ihm die in der 
Dienſtgemeinſchaft begründete Treue zu halten und eingedenk ihrer Stellung im öffentlichen Dienſt in 
ihrer Dienſterfüllung allen Volksgenoſſen Vorbild zu ſein. 

(3) Der Senat kann anordnen, daß einzelne Gruppen von Beſchäftigten des öffentlichen Dienſtes 
nicht als Arbeiter und Angeſtellte im Sinne dieſes Geſetzes gelten. 

83 

(1) In öffentlichen Verwaltungen und Betrieben mit in der Regel mindeſtens fünf Beſchäftigten 
treten dem Führer der Verwaltung oder des Betriebes Vertrauensmänner aus der Gefolgſchaft be⸗ 
ratend zur Seite. Sie bilden mit ihm und unter ſeiner Leitung den Vertrauensrat. 

(2) Für Verwaltungen und Unternehmungen des Staats und der Gemeindeverbände, die ſich über 
einen größeren Teil des Staatsgebiets oder über mehrere Gemeindebezirke erſtrecken, wird durch Ver⸗ 
ordnung die Bildung der Vertrauensräte und die Abgrenzung ihrer Befugniſſe gegeneinander in An⸗ 
lehnung an den Aufbau der Verwaltung oder Unternehmung geregelt. Wird dabei ein Vertrauensrat 
b * 

(Achter Tagqnach Ablauf des Ausgabetages: 1. 11. 1985.) 
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für die gemeinſamen Angelegenheiten der einer Dienſtſtelle unterſtellten Verwaltungen oder Betriebe 
vorgeſehen, ſo können die Vertrauensmänner aus den Vertrauensräten der einzelnen Verwaltungen oder 
Betriebe berufen werden. 

8 4 

(1) Der Vertrauensrat hat die Pflicht, das gegenſeitige Vertrauen innerhalb der Gemeinſchaft 
aller Angehörigen der Verwaltung oder des Betriebes zu vertiefen und für vorbildliche Pflichterfüllung 
im Dienſte der Volksgemeinſchaft zu ſorgen. 

(2) Der Vertrauensrat hat die Aufgabe, alle Maßnahmen zu beraten, die der Verbeſſerung der 
Arbeitsleiſtung, der Geſtaltung und Durchführung der allgemeinen Arbeitsbedingungen, insbeſondere 
der Dienſtordnung (8 16), der Durchführung und Verbeſſerung des Betriebsſchutzes, der Stärkung 
der Verbundenheit aller Angehörigen der Verwaltung oder des Betriebes und dem Wohle aller 
Glieder der Gemeinſchaft dienen. Er hat ferner auf eine Beilegung aller Streitigkeiten innerhalb der 
Verwaltung oder des Betriebes hinzuwirken. 

(3) Der Vertrauensrat kann einzelne ſeiner Aufgaben beſtimmten Vertrauensmännern zur Wahr⸗ 
nehmung übertragen. 

8 5 
(1) Die Zahl der Vertrauensmänner beträgt 
in Verwaltungen und Betrieben mit 5 bis 19 Beſchäftigten. .. eins, 


5 ” * 7) „ 20 7 49 7} Er wu zwei, 
„ 7 7 * „ 50 ” 99 2 * ® 2 drei, 
” „ „ Z „ 100 „ 199 „ 1 
„ „ „ „ „ 200 „ 399 „ fünf. 


(2) Ihre Zahl erhöht ſich für je dreihundert weitere Beſchäftigte um einen 11 und 
beträgt höchſtens zehn. 

(3) In gleicher Zahl ſind Stellvertreter vorzuſehen. 

(4) Bei der Auswahl der Vertrauensmänner ſind Angeſtellte und Arbeiter männlichen und e 
lichen Geſchlechts angemeſſen zu berückſichtigen. 

86 

(1) Vertrauensmann ſoll nur jein, wer die Danziger Staatsangehörigkeit beſitzt, das fünfund⸗ 
zwanzigſte Lebensjahr vollendet hat und mindeſtens ein Jahr der Verwaltung, dem Betriebe oder dem 
Unternehmen angehört. Er muß die bürgerlichen Ehrenrechte beſitzen, durch vorbildliche menſchliche 
Eigenſchaften ausgezeichnet ſein und die Gewähr bieten, daß er jederzeit für den Staat eintritt. 

(2) Von der Vorausſetzung der einjährigen Zugehörigkeit zu der Verwaltung, dem Betriebe 
oder dem Unternehmen kann bei der erſten Beſtellung von Vertrauensmännern, die nach dem Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes erfolgt, abgeſehen werden. 


837: 

(1) Die Beinen werden von der Gefolgſchaft des Betriebes aus ihrer Mitte beſtimmt. 
Die näheren Anordnungen über die Durchführung dieſer Beſtimmung erläßt der Senat. 

(2) Die Vertrauensmänner bedürfen zu ihrer Wirkſamkeit der Beſtätigung durch den Sonder⸗ 
treuhänder ($ 18). 

(3) Soweit ordnungsmäßig beſtimmte Vertrauensmänner nicht vorhanden find, kann der Sonder⸗ 
treuhänder nach Anhörung des Führers des Betriebes und von Mitgliedern der Gefolgſchaft die Ver⸗ 
trauensmänner und Stellvertreter in der erforderlichen Zahl aus der Mitte der Gefolgſchaft berufen. 


88 

(1) Die Vertrauensmänner und ihre Stellvertreter ſind durch den Führer der Verwaltung oder 
des Betriebes am Feiertage der Arbeit (1. Mai) vor der Gefolgſchaft auf eine gewiſſenhafte Amts- 
führung feierlich zu verpflichten. Sie haben zu geloben, nur dem Wohle der Gemeinſchaft zu dienen, 
eigennützige Intereſſen zurückzuſtellen und in ihrer Lebensführung und Dienſterfüllung jederzeit Vor⸗ 
bild zu ſein. 

(2) Treten in einer Verwaltung oder in einem Betriebe die Vorausſetzungen für die Errichtung 
eines Vertrauensrats erſt nach dem Feiertag der Arbeit ein, jo iſt die Beſtimmung der Vertrauens 
männer und ihre Verpflichtung alsbald durchzuführen. ö 


8 9 


Das Amt des Vertrauensräts beginnt nach der Verpflichtung — regelmäßig am 1. Mai — — 
endet jeweils am 30. April. 
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— 7 1 1028 522 8 10 n 3 ande ö 
Der Bertrauensrat iſt nach Bedarf von dem Fühter der Verwaltung oder des Betriebes einzu- 
berufen. Die Einberufung muß erfolgen, wenn die Hälfte der Vertrauensmänner es beantragt. 


8 11 * 
(1) Das Amt der Vertrauensmänner iſt ein Ehrenamt, für deſſen Wahrnehmung ein Entgelt 
nicht gewährt werden darf. Das durch die Erfüllung ſeiner Aufgaben notwendig ausfallende Arbeits- 
einkommen ſowie notwendige Aufwendungen ſind zu erſtatten. i 
(2) Die notwendigen Einrichtungen und Geſchäftsbedürfniſſe für eine ordnungsmäßige Erfüllung 
der dem Vertrauensrat obliegenden Aufgaben ſind von dem Führer der Verwaltung oder des Be- 
triebes zur Verfügung zu ſtellen. Dieſer iſt verpflichtet, den Vertrauensmännern die zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben notwendigen Auskünfte zu erteilen, ſoweit dies ohne Intereſſenſchädigung von Volk 
und Staat geſchehen kann. N 
f $ 12 N 
(i) Das Amt eines Vertrauensmannes erliſcht, abgeſehen von der freiwilligen Amtsniederlegung, 
mit dem Ausſcheiden aus der Verwaltung oder dem Betriebe. Die Kündigung des Dienjtverhält- 
niſſes kann, ſoweit ſie nicht aus einem Grunde erfolgt, der zur Kündigung des Dienſtverhältniſſes ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfriſt berechtigt, nur mit Zuſtimmung des Sondertreuhänders erfolgen. 
(2) Der Sondertreuhänder kann den Vertrauensmann wegen ſachlicher oder persönlicher Un— 
geeignetheit abberufen. Das Amt erliſcht mit der ſchriftlichen Mitteilung der Entſcheidung des Sonder⸗ 
treuhänders an den Vertrauensrat. 5 ; 
(3) Das Amt eines Vertrauensmannes erliſcht ferner mit der Rechtskraft einer auf die Strafen 
des § 38 Ziffer 2 bis 5 des Arbeitsordnungsgeſetzes erkennenden Entſcheidung des Ehrengerichts. 


§ 13 
An die Stelle von ausſcheidenden oder zeitweilig verhinderten Vertrauensmännern treten die Stell⸗ 
vertreter als Erſatzmänner gemäß den nach $ 7 Abſ. 1 vom Senat zu erlaſſenden Beſtimmungen. 
Sind Erſatzmänner nicht mehr vorhanden, ſo werden für den Reſt der Amtszeit des Vertrauensrats 
neue Vertrauensmänner von dem Sondertreuhänder berufen. 


Ss 14 
In Streitfällen über die Bildung und Geſchäftsführung der Vertrauensräte entſcheidet der 
Sondertreuhänder. 
- 815 
Die Ausführungsbeſtimmungen zu den den Vertrauensrat betreffenden Vorſchriften des Arbeits- 
ordnungsgeſetzes finden auf den Vertrauensrat die ſes Geſetzes entſprechende Anwendung. 


8 16 
(1) Der Führer der Verwaltung oder des Betriebes kann für die Angeſtellten und Arbeiter der 
Verwaltung und des Betriebes eine Dienſtordnung erlaſſen, in der neben Beſtimmungen über die 
Ordnung und das Verhalten der Beſchäftigten im Dienſt Vorſchriften über die Höhe des Arbeitsent⸗ 
gelts und über ſonſtige Arbeitsbedingungen im Rahmen der geſetzlichen Beſtimmungen aufgenommen 
werden können. Geſchieht das, ſo iſt auf die Möglichkeit einer angemeſſenen Belohnung der Sonder- 
leiſtungen Bedacht zu nehmen. 
(2) Unterſteht eine Gruppe von Verwaltungen oder Betrieben einer gemeinſamen Verwaltung, 
ſo kann deren Führer eine gemeinſame Dienſtordnung erlaſſen, auf die die Vorſchriften des Abſ. 1 
Anwendung finden. Das gleiche gilt, wenn eine Gruppe von Verwaltungen oder Betrieben einer ge⸗ 
meinſamen Dienſtaufſicht unterſteht. 
$ 17 
Die Beſtimmungen der Dienſtordnung find für die Angehörigen der Verwaltung oder des Be⸗ 
triebes als Mindeſtbedingungen rechts verbindlich. 
§ 18 5 iN 
) Der Senat hat einen oder mehrere Sondertreuhänder für den öffentlichen Dienſt und Stell- 
vertreter zu beſtellen. Dieſe können für Gruppen von öffentlichen Verwaltungen und Betrieben oder 
einzelne von ihnen Richtlinien für den Inhalt von Dienſtordnungen und für den Abſchluß von Einzel⸗ 
arbeitsverträgen mit Angeſtellten, deren Gehalt die für die Angeſtelltenverſicherung maßgebende 
Grenze nicht überſteigt, ſowie mit Arbeitern nach Beratung in einem Sachverſtändigenausſchuß feſt⸗ 
ſetzen. 0 TR 
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(2) Der Sondertreuhänder Tann innerhalb feiner Zuſtändigkeit nach Beratung in einem Sachver- 
ſtändigenausſchuß für die öffentlichen Verwaltungen und Betriebe oder für einzelne Gruppen oder Be⸗ 
zirke das Dienſtverhältnis der im Abſ. 1 bezeichneten Angeſtellten und Arbeiter im Rahmen der ge⸗ 
ſetzlichen Beſtimmungen durch eine Tarifordnung regeln. Ihre Beſtimmungen ſind für die von ihr er⸗ 
faßten Arbeitsverhältniſſe als Mindeſtbedingungen rechtsverbindlich. Entgegenſtehende Beſtimmungen 
in Dienſtordnungen finden keine Anwendung. 

(3) Der $ 32 Abſ. 3 (Bekanntmachung von Richtlinien und Tarifordnungen) des Arbeitsordnungs⸗ 
geſetzes und die dazu ergangenen Ausführungsvorſchriften gelten entſprechend. 

$ 19 

(1) Auf den im $ 18 genannten Sondertreu händer findet die Vorſchrift des § 25 des Arbeits- 
ordnungsgeſetzes Anwendung. Er iſt an Richtlinien und Weiſungen des Senats gebunden. 

(2) Dem Sondertreuhänder tritt zu ſeiner Beratung bei den nach 8 18 zu treffenden Entſchei⸗ 
dungen ein Sachverſtändigenausſchuß zur Seite. Dieſer Ausſchuß wird gebildet aus Sachverſtändigen, 
die der Senat in erforderlicher Zahl beſtellt. Dem Sondertreuhänder bleibt es überlaſſen, zwei weitere 
Sachverſtändige hinzuzuziehen. 

(3) Auf dieſe Sachverſtändigen findet die Vorſchrift des § 24 des Arbeitsordnungsgeſetzes An⸗ 
wendung. 

8 20 

(1) Die Vorſchriften des Vierten Abſchnittes „Soziale Ehrengerichtsbarkeit“, §8 35 ff. des Arbeits⸗ 
ordnungsgeſetzes nebſt den Ausführungsvorſchriften hierzu, finden auf die Angehörigen öffentlicher Ver⸗ 
waltungen und Betriebe mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß die Aufgaben des Treuhänders 
der Arbeit durch den Sondertreuhänder wahrgenommen werden. 

(2) Die Unterſtellung unter eine Diſziplinargerichtsbarkeit als Beamter ſchließt die ehrengerichtliche 
Verfolgung aus. Die Einleitung eines ehrengerichtlichen Verfahrens gegen den Führer einer öffent⸗ 
lichen Verwaltung oder eines öffentlichen Betriebes kann nur mit Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde 
erfolgen. 

8 21 

Die Aufgaben des Sondertreuhänders in den Fällen der SS 7 Abſ. 2 und 3, 12 Abſ. 1 und 2, 
13, 14 und 20 Abſ. 1 werden durch den Treuhänder der Arbeit wahrgenommen, ſoweit nicht im Einzel⸗ 
falle ein Sondertreuhänder beſtellt üt. 

i 8 22 

Die Vorſchriften des Fünften Abſchnittes „Kündigungsſchutz“, SS 56 ff. des Arbeitsordnungs⸗ 
geſetzes, finden auf Arbeiter und Angeſtellte in öffentlichen Verwaltungen und Betrieben entſprechende 
Anwendung. 

8 23 

Die Vorſchriften dieſes Geſetzes mit Ausnahme der 88 18, 19, 22 finden auf Fahrzeuge der 

See-, Binnen- und Luftſchiffahrt und ihre Beſatzung keine Anwendung. 
8 24 

(1) Soweit beitehende geſetzliche Beſtimmungen den Vorſchriften dieſes Geſetzes widerſprechen, 
treten ſie außer Kraft. 

(2) Insbeſondere treten für den Geltungsbereich dieſes Geſetzes folgende Geſetze außer Kraft: 

1. das Geſetz betreffend Errichtung von Arbeitnehmerausſchüſſen in der Faſſung vom 7. Juli 
1931 (G. Bl. S. 670) ſamt den auf Grund dieſes Geſetzes erlaſſenen Verordnungen und 
Beſtimmungen, 

2. das Geſetz über das Schlichtungsweſen vom 4. Februar 1930 (G. Bl. S. 49), 

3. die Verordnung über Tarifverträge vom 23. Dezember 1918 (RG Bl. S. 1456) ſamt den 
auf Grund dieſer Verordnung erlaſſenen Beſtimmungen, 

4. der Abſchnitt IT der Dritten Verordnung betreffend Vermehrung und Erhaltung von Arbeits- 
gelegenheiten vom 15. Auguſt 1933 (G. Bl. S. 388). 

8 25 

(J Dieſes Geſetz tritt rückwirkend am 1. Juli 1935 in Kraft. 

(2) Der Senat iſt ermächtigt, zur Durchführung und Ergänzung dieſes Geſetzes Rechtsverordnungen 
und allgemeine Verwaltungsvorſchriften zu erlaſſen und hierbei von beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften 
abzuweichen. 

Danzig, den 18. Oktober 1935. 
} Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greifer Huth 
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272 Erſte Verordnung 
zur Durchführung des Arbeitsordnungsgeſetzes in öffentlichen Verwaltungen und Betrieben. 
Vom 18. Oktober 1935. 


Auf Grund des $ 25 Abſ. 2 des Arbeitsordnungsgeſetzes in öffentlichen Verwaltungen und 
Betrieben (AO) wird folgendes verordnet: 


| Artikel I 

Als Führer der Dienſtſtelle wird bei den bürokratiſch eingerichteten Verwaltungen und Betrieben 
(Behörden) im Sinne des 81 Abſ. 1 des AO Gs der Dienſtſtellenleiter beſtimmt. Dieſer iſt befugt, für 
die Ausübung ſeiner Rechte und Pflichten einen Beamten der Behörde oder der Körperſchaft als be⸗ 
ſonderen Vertreter zu beſtellen. 

Bei kollegialiſch eingerichteten Verwaltungen und Betrieben (Behörden) und Körperſchaften im Sinne 
des A Och? iſt durch Beſchluß des Kollegiums ein Beamter oder Angeſtellter zu beſtimmen, der 
die Rechte und Pflichten des Führers auszuüben hat. Zugleich iſt ein Beamter oder Angeſtellter als 
deſſen Stellvertreter zu beſtimmen. 

Artikel II 

Nicht als Beſchäftigte im Sinne des AO Gd gelten 

1. die öffentlichen Beamten und Beamtenanwärter, 

2. die Angeſtellten mit Ruhegeldberechtigung bei den öffentlichen Verwaltungen und Betrieben 
im Sinne des § 1 Abſ. 1 des AO, die hinſichtlich der Dienſtverhältniſſe ihrer Beamten der 
Staatsaufſicht unterſtehen, unter der Vorausſetzung, daß dieſen Angeſtellten bei der Bildung 
von Beamtenvertretungen die gleichen Rechte wie den Beamten gewährt werden, 

3. Perſonen, deren Beſchäftigung nicht in erſter Linie ihrem Erwerb dient, ſondern mehr durch 
Rückſichten der körperlichen Heilung, der Wiedereingewöhnung, der ſittlichen Beſſerung oder 
Erziehung oder durch Beweggründe charitativer, religiöſer, wiſſenſchaftlicher oder künſtleriſcher 
Art beſtimmt wird. 

Artikel III 

(1) Bis zur Beſtimmung der Vertrauensmänner nach $ 7 Abſ. 1 AO beſteht der Vertrauens⸗ 
rat der Verwaltung oder des Betriebes aus dem Führer der Verwaltung oder des Betriebes als Leiter 
des Vertrauensrats und aus den Mitgliedern der in dieſen Verwaltungen oder Betrieben rechtmäßig 
auf Grund des bisherigen Arbeitnehmerausſchußgeſetzes beſtehenden und nach den Verordnungen vom 
3. 7. und 6. 2. 1935 (G. Bl. S. 810 und S. 385) im Amt befindlichen Betriebsvertretungen als 
Vertrauensmännern. 

(2) Der Führer der Verwaltung oder des Betriebes kann mit Zuſtimmung des Treuhänders der 
Arbeit die Zahl dieſer Vertrauensmänner auf die in 8 5 AOGH vorgeſchriebene Höhe verändern. 
Hierbei ſind die Beſtimmungen des § 5 Abſ. 3 und 4 beſonders zu beachten. 

(3) Einer erneuten Beſtätigung der entſprechend Abſ. 1 zu Vertrauensmännern beſtimmten ehe⸗ 
maligen Mitglieder der Betriebsvertretung durch den Treuhänder der Arbeit nach § 7 Abſ. 2 des 
A Os bedarf es in dieſem Falle nicht. 

(4) Die vorläufigen Vertrauensmänner (Abſ. 1 und 2) haben alle Pflichten und Rechte ordnungs⸗ 
mäßiger Vertrauensmänner gemäß den Vorſchriften des AO bis zur Errichtung eines Vertrauens⸗ 
rates entſprechend den SS 3 bis 15 AO. 

(5) Soweit Arbeitnehmerausſchüſſe entſprechend den bisherigen geſetzlichen Beſtimmungen nicht 
vorhanden waren, kann der Treuhänder der Arbeit nach Anhörung des Führers der Verwaltung oder 
des Betriebes und von Mitgliedern der Gefolgſchaft aus der Gefolgſchaft vorläufige Vertrauensmänner 
und Stellvertreter beſtimmen, die alle Pflichten und Rechte eines ordnungsmäßigen Vertrauensrats⸗ 
mitglieds gemäß den Vorſchriften des AO beſitzen. Die Tätigkeit dieſer vorläufigen Vertrauens⸗ 
männer endet mit der Errichtung eines endgültigen Vertrauensrats gemäß den Beſtimmungen des 
A OG. 

Artikel IV 
8 1 

(1) Die Mitglieder des Sachverſtändigenausſchuſſes gemäß § 19 Abſ. 2 des AO beſtellt 
der Senat aus den ihm geeignet erſcheinenden Perſönlichkeiten des Staatsgebiets. Zu Mitgliedern des 
Sachverſtändigenausſchuſſes ſind vornehmlich Sachverſtändige der jeweils in Betracht kommenden Ver⸗ 
waltungs- und Betriebszweige zu beſtimmen. Sofern es im Einzelfalle erwünſcht iſt, können auch An⸗ 
gehörige verwandter Verwaltungs- oder Betriebszweige als Sachverſtändige hinzugezogen werden. 
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(2) Die Zahl der Mitglieder des vom Senat beſtellten Sachverſtändigenausſchuſſes ſoll ſechs nicht 
überſteigen. Der Sachverſtändigenausſchuß ſoll in gleicher Zahl aus Führern der Verwaltungen oder 
der Betriebe und aus Angehörigen der Gefolgſchaft beſtehen. Die Angehörigen der Gefolgſchaften 
ſollen in Fragen, die ausſchließlich oder überwiegend die Gruppe der Arbeiter betreffen, in der größeren 
Zahl aus der Gruppe der Arbeiter, in Fragen, die ausſchließlich oder überwiegend die Gruppe der 
Angeſtellten betreffen, in der größeren Zahl aus der Gruppe der Angeſtellten entnommen werden. 
82 
(1) Die nicht beamteten Perſonen als Mitglieder der dem Sondertreuhänder zur Seite ſtehenden 
Sachverſtändigenausſchüſſe erhalten eine angemeſſene Entſchädigung in Grenzen des ihnen aus der 
Wahrnehmung dieſer Tätigkeit erwachſenden Verdienſtausfalls und Aufwandes ſowie Erſatz der Fahr⸗ 
koſten entſprechend den für die nichtrichterlichen Beiſitzer bei den Arbeitsgerichten geltenden Vorſchriften. 
(2) Beamte als Mitglieder des in Abſ. 1 erwähnten Sachverſtändigenausſchuſſes erhalten Reiſe⸗ 
koſtenvergütung nach Maßgabe der beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften. 
Artikel V 
Auf die Durchführung des AO Gs finden nachſtehende Beſtimmungen der Zweiten Verordnung zur 
Durchführung des Arbeitsordnungsgeſetzes vom 23. 6. 1934 (G. Bl. S. 464) entſprechende Anwendung: 

1. Artikel V in der Faſſung der Vierten Verordnung zur Durchführung des Arbeitsordnungs⸗ 

geſetzes vom 18. 12. 1934 (G. Bl. S. 843) betreffend Verwendung von Bußen. 

2. Artikel VI 88 2 bis 7 betreffend Tarifordnungen und Richtlinien für den Inhalt von Betriebs⸗ 
ordnungen und Einzelarbeitsverträgen und betreffend Einſendungen von Betriebsordnungen mit 
der Maßgabe, daß an die Stelle des Treuhänders der Arbeit der Sondertreuhänder und an 
Stelle des Wortes „Betriebsordnung“ das Wort „Dienſtordnung“ tritt. 8 

3. Artikel VII betreffend Bildung und Verfahren der Ehrengerichte mit der Maßgabe, daß 8 3 
folgenden Zuſatz als Abſ. 2 erhält: 

„(2) Offentliche Verwaltungen und Betriebe bilden einen beſonderen Wirtſchaftszweig 
im Sinne des Abf. 1.“ 

4. Artikel VIII betreffend Gelöbnis der Vertrauensräte mit der Maßgabe, daß es ſtatt „des Ver⸗ 
trauensrates“ heißt: „der Vertrauensmänner“. 

5. Artikel IX betreffend Übergangsvorſchriften zum Kündigungsſchutz mit der Maßgabe, daß an 
Stelle des 1, Juli 1934 der Tag des Inkrafttretens des ADGD tritt. 

Artikel VI 
(1) Die am Tage der Verkündung des AO) noch laufenden Gejamt- und Einzelvereinbarungen in 
öffentlichen Verwaltungen und Betrieben gelten ſolange weiter, bis fie entſprechend dem ADGD beendet 
oder erſetzt werden. 5 f 
(2) Nach dem Erlöſchen dieſer Vereinbarungen oder nach ihrer Erſetzung durch eine Tariſ- oder 
Dienſtordnung beſteht eine Nachwirkung etwaiger günſtigerer Beſtimmungen nicht mehr. 
Artikel VII 
Die Verordnung tritt am 1. Juli 1935 in Kraft. 


Danzig, den 18. Oktober 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Huth 


— — — — 
& Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig Ausgabe A u. B ie 3,75 G, 
b) für den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil I Ausgabe A u. B je 3,.— G, c) für den Staatsanzeiger für 
die Freie Stadt Danzig Teil II 3,75 G. Beſtellungen haben bei der zuſtändigen Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Beamte (ſiehe 
Staatsanz. f. 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 2,25 G, zu b) 1,50 G. N 
a Einrückungsgebühren betragen für die zweigeſpaltene Zeile oder deren Raum 0,50 G. 
Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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